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I.
A uf der ältelten Stufe der Rechtsentwicklung bildete 
der Vertragsfchluß durch die Parteien felblf die Regel. Die 
neuzeitliche Entwicklung des Wirtfchaftslebens hat die 
Mitwirkung dritter Perfonen — in der Umgangsfpradie 
„Vertreter" genannt — unerläßich gemacht. Der Juriit 
macht bei diefen „Vertretern" eine fcharfe Trennung 
zwifchen Stellvertretern einerleits und Boten andererfeits 
und übernimmt damit die dem fpäteren römifchen Rechte 
bekannte Scheidung zwifchen procurator und nuntius, 
deren Anfätze lieh am deutlichen I 18 D de fponf. <23,-1> 
und I 1 D de proc. et. def. <3,3> finden.
Trotz Bekämpfung dieler RechtsauffalTung durch 
V. Savigny im gern. Recht und weiterhin durch Schloßmann 
und Rofenberg ift jene Unterfcheidung im B. G. B. jetzt 
Gemeingut der Rechtslehre geworden.
II.
Der Stellverteter ift als Vertreter im Willen der nach 
außen allein H andelndele in  erklärter W ille erzeugt das 
Rechtsgefchäft. Der Bote ift dagegen „Träger des fremden 
Willens", es fehlt ihm jede eigene Willensproduktion; 
die geringfte rechtlich bedeutlame Willenseinwirkung auf 
die von ihm zu übermittelnde Erklärung macht ihn zum 
Stellvertreter.
III.
Die Merkmale, an denen der Dritte die ihm im Rechts= 
verkehr entgegentretende Mittelsperfon als Stellvertreter 
oder Bote erkennt, können neben ihrem äußeren Aufi= 
treten ihre innere Qualifikation fein. Während für den
Stellvertreter das Gefetz im § 164 B. G. B. das äußere 
Auftreten ausfddaggebend fein läßt, trifft es für den Boten 
keine Beftimmung. Der vornehmlich von Fleck und 
Aßmann vertretenen Anficht, auch hier das äußere Auf= 
treten maßgebend fein zu lallen, lieht der Umftand ent= 
gegen, daß die Entfcheidung, wann Stellvertretung, wann 
Bodentätigkeit vorliegt, von dem in den meilten Fällen 
fehr fubjektiven und einfeitigen Urteil des Dritten ab= 
hängen würde, andererfeits wäre es ganz dem guten 
Willen der Mittelsperfon überlaßen, in welcher Eigenfchaff 
er handeln feilte. Daher kann für den Boten nicht das 
äußere Auftreten, fondern der wahre jurißifche Charakter 
maßgebend fein.
IV.
Vorausletzung eines rechtswirkfamen Stelivertretungs= 
aktes iß das Vorliegen eines die Stellvertretung rechte 
fertigenden Tatbeßandes: Der Vertretungsmacht. Diele 
beruht entweder auf Gefetz z.B. beim Vater,Vormund^ oder 
auf Parteivereinbarung — Vollmacht.
Die Rechtsfolgen für den Vertreter m i t Vertretungs= 
macht beßimmen die §§ 164—166 B. G. B., für den Ver= 
treter o h n e  Vertretungsmacht, die §§ 177—J 80 B. G. B.
Im § 120 B. G. B. find die Rechtsfolgen einer un= 
richtigen Botenübennitrlung geregelt,- er gewährt dem Ge= 
fchäßsherrn ein Anfechtungsrecht.
A ls unrichtige Bodenübermittlung i. S. des § 120 iß 
es anzufehen, wenn anßelle einer gewöhnlichen Mitteilung 
eineW illenserk lärung übermittelt wird <DernburgI.S.490,- 
Piande I. S. 266). Andererfeits iß der Fall hierhin zu 
rechnen, daß eine Willenserklärung „von ganz anderer 
A rt“ übermittelt wird d. h. inhaltlich mit der aufgetragenen 
Erklärung nichts gemeinlchafilich hat. Entgegen der A uF  
faßung mehrerer Schrißßeller (Dernburg I. S. 490,- Stau» 
dinger I. 355) iß mit Rücklicht auf die gefdiichtliche Ent= 
Wicklung des § 120 B. G. B. und delTen W ortlaut auch 
die vo rfä tz lich e  unrichtige Uebermitrlung nach § 120 zu 
behandeln <vgl. auchEnneccerus 1. 364,- Planck I. 217 u. a.)
Da endlich der Ausdrude; „unrichtig" im § 120 nicht 
nur die Bedeutung von „entftellt" hat, vielmehr dem 
Gefetzgeber audi die Art und W eile der Liebermittlung 
vor Augen fdiwebte, fo find auch die Fälle, daß die 
Mitteilung an einen falfchen F,mpfänger oder nicht recht« 
zeitig oder nicht auf dem vorgelchriebenen W ege über* 
bracht wurde, nach § 120 zu beurteilen.
